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— Drucksache VI/3681 — 
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Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den aktiven 
Veredelungsverkehr 

— Drucksache VI/3691 — 

eine Richtlinie des Rates zur Durchführung von Artikel 18 
der Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über den aktiven Veredelungsverkehr 

— Drucksache 7/68 — 

eine Verordnung des Rates über ein Zollverfahren zur Umwandlung von 
Waren unter zollamtlicher Überwachung vor ihrer Überführung 
in den freien Verkehr 

— Drucksache 7/72 — 

eine Richtlinie des Rates betreffend die gegenseitige Unterstützung bei 
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Abschöpfungen und Zöllen 
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Drucksache 7/270 


Deutscher Bundestag — V. Wahl periode 


A. Problem 

Die Erhebung der Zölle und Abschöpfungen durch die Zollver- 
waltungen der Mitgliedstaaten erfolgt noch weitgehend nach 
nationalem Bewertungs- und Verfahrensrecht. Die Folge sind 
ungleiche Behandlung gleicher Sachverhalte und Schwierigkei- 
ten bei der Durchsetzung von Abgabenansprüchen über die 
nationalen Grenzen hinweg. 


B. Lösung 

Durch die von der Kommission vorgeschlagenen Verordnungen 
und Richtlinien soll die Gleichheit bei der Bewertung der in 
das Gebiet der Gemeinschaft eingeführten Waren verbessert 
(Drucksache VI/3681), in weiteren Teilbereichen das Zollver- 
fahren vereinheitlicht und vereinfacht (Drucksachen VI/3691, 
7/68, 7/72) und die Beitreibung im Gemeinschaftsgebiet über die 
nationalen Gremien hinweg auf eine neue Grundlage gestellt 
werden (Drucksache 7/71). 


C. Alternativen 

Soweit die Rechtsgrundlage für die Rechtsetzungsbefugnis des 
Rates der Europäischen Gemeinschaft in Zweifel gezogen wer- 
den kann, sind multilaterale Verträge zwischen allen EG-Mit- 
gliedstaaten vorzuziehen. 


D. Kosten 

Die Verordnungen und Richtlinien dienen tendenziell der bes- 
seren Verwirklichung von Abgabenansprüchen, die teils dem 
Bundeshaushalt, teils dem Haushalt der Europäischen Gemein- 
schaften zugute kommt. 
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Drucksache 7/270 


A. Bericht des Abgeordneten Schinzel 


Die Vorlagen — Drucksachen 7/68, 7/71 und 7/72 
— wurden durch Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 1. Februar 1973 und die 
Vorlagen — Drucksachen VI/3681, VI/3691 — wurden 
durch entsprechende Schreiben vom 8. Februar 1973 
an den Finanzausschuß überwiesen, der darüber am 
14. Februar und 21. Februar 1973 beraten hat. 

Der Finanzausschuß befürwortet uneingeschränkt 
die Zielsetzung der Vorlagen, die Erhebung und 
Beitreibung von Zöllen und Abschöpfungen nach 
einheitlichen Maßstäben und durch einheitliche und 
verbesserte Verfahrensregeln zu unterstützen. Be- 
denken gegen eine ausreichende Rechtsgrundlage 


Bonn, den 21. Februar 1973 


im EWG-Vertrag sind denkbar, soweit die vorge- 
schlagene Änderung der Verordnung über den Zoll- 
wert der Waren — Drucksache VI/3681 — der Kom- 
mission zur Durchsetzung der ihr einzuräumenden 
Ermittlungsbefugnis eine Bußgeldbefugnis einräumt 
sowie insgesamt hinsichtlich der vorgeschlagenen 
Richtlinie betreffend die gegenseitige Unterstützung 
bei der Beitreibung — Drucksache 7/71 — . Der Aus- 
schuß geht davon aus, daß diese Bedenken im wei- 
teren Verfahren noch eingehend geprüft werden 
und unterstützt die Bundesregierung in dem Be- 
streben, erforderlichenfalls Regelungen gleichen In- 
halts in der Form multilateraler Verträge aller Mit- 
gliedstaaten anzustreben. 


Schinzel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle 

von den Vorlagen — Drucksachen VI/3681, VI/3691, 7/68, 7/71, 7/72 — Kenntnis 
nehmen. 


Bonn, den 21. Februar 1973 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Schinzel 

Vorsitzende Berichterstatter 
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